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Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Gerhard Reddemann, Robert Antretter 
und weiterer Abgeordneter 


Einhaltung der Verpflichtungen neuer Mitglieder im Europarat 


Voraussetzung für die Aufnahme eines Landes in den Europarat 
ist nicht allein das Vorhandensein bestimmter demokratischer 
und rechtsstaatlicher Verhältnisse, sondern die Überzeugung des 
Europarates von der Fähigkeit und dem Willen des Landes auf- 
grund entsprechender Zusagen, solche Verhältnisse zu schaffen. 
Es ist daher nicht nur legitim, sondern auch geboten, die Einhal- 
tung der Verpflichtungen, die von einem Beitrittsland im Hinblick 
auf seine Aufnahme in den Europarat zugesagt wurde, anzu- 
mahnen. 

Die Parlamentarische Versammlung hat daher im Juni 1993 für 
ihren Bereich beschlossen, daß Voraussetzung für die volle Betei- 
ligung der parlamentarischen Delegation eines neuen Mitglied- 
staates an ihren Arbeiten die Beachtung der eingegangenen Ver- 
pflichtungen ist, und hat den Politischen Ausschuß sowie den 
Rechtsausschuß um entsprechende periodische Vollzugsberichte 
gebeten [Richtlinie 488 (1993)]. Die Staats- und Regierungschefs 
der Mitgliedstaaten haben am 9. Oktober 1993 ihren Willen be- 
kundet, die volle Einhaltung der Verpflichtungen der neuen 
Demokratien Europas zu gewährleisten. 

Wir, zugleich Mitglieder der Parlamentarischen Versammlung des 
Europarates, fragen daher die Bundesregierung: 

1. Wie beurteilt die Bundesregierung den diesbezüglichen 
Beschluß der Parlamentarischen Versammlung, und wie ist die 
Haltung dazu im Ministerkomitee? 

2. Welche konkreten Überlegungen gibt es im Ministerkomitee 
zu der grundsätzlichen Frage der Einhaltung der Verpflichtun- 
gen neuer Mitgliedsländer angesichts der entsprechenden Er- 
klärung der Staats- und Regierungschefs? 

3. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung für eine 
Zusammenarbeit zwischen Parlamentarischer Versammlung 
und Ministerkomitee in dieser Frage, und wäre sie bereit, im 
Ministerkomitee entsprechend initiativ zu werden? 
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4. Inwieweit beabsichtigt die Bundesregierung, sich gemäß der 
Schlußerklärung des Ministerkomitees vom 4. November 1993 
an einer Erhöhung der Hilfsangebote des Europarates zur 
Unterstützung der Reformanstrengungen dieser Länder zu 
beteiligen? 
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